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In seiner gut 450-seitigen Dissertation beschäftigt sich Ger-
mann mit den verschiedensten Fazetten der Vielfalt von 
Kultur und Meinungsäusserung im Filmbereich; zur Sprache 
kommen nicht nur die Rechtsgrundlagen der Schweiz und 
der Europäischen Union, sondern auch die Entwicklungen 
etwa im Rahmen der UNESCO und der Welthandelsorgani-
sation (WTO). In einem ersten Teil präsentiert Germann die 
ökonomischen Fakten der Filmindustrie, mit umfangreichen 
Hinweisen auf finanzielle Daten, gefolgt von einer präzisen 
Durchleuchtung der wettbewerbsrechtlichen Anordnungen 
im schweizerischen und europäischen Recht, oft plastisch 
erläutert anhand von Fällen. Die Ausführungen sind geprägt 
von einer scharfsinnigen Beurteilung der bisherigen Praxis 
der Wettbewerbsbehörden; Kritik wird etwa laut mit Bezug 
auf die Umschreibung der relevanten Märkte (z.B. Abgren-
zung des Marktes für Blockbuster-Filme zum Markt anderer 
Filme), auf die Feststellung des missbräuchlichen Verhaltens 
grosser Filmverleihgesellschaften sowie auf die Nichtberück-
sichtigung spezifischer ökonomischer Faktoren im Bereich 
der Kulturgüterindustrie. Ähnliche Vorbehalte äussert Ger-
mann hinsichtlich der Auslegung der europarechtlichen 
Querschnittsmaterie «Kultur» (Art. 151 EGV) und der Über-
bewertung von Kommerzialisierungsfaktoren im Filmbe-
reich. Aus diesem Grunde plädiert Germann für eine stär-
kere Fruchtbarmachung des Grundgedankens von Art. 69 
BV (Kulturartikel) im Rahmen der Ausnahmeklausel von 
Art. 8 KG (vom Bundesrat zu bestimmende höherrangige In-
teressen aus gesellschaftspolitischen Gründen). Die europa-
rechtliche Beihilferegelung (Art. 87 EGV) wird ebenfalls kri-
tisch durchleuchtet, verbunden mit dem Anliegen einer re-
striktiven Anwendung der Verbotsanordnungen in der Kul-
turgüterindustrie. Schliesslich äussert sich Germann zum 
Anti-Dumping-Recht sowie zur Rolle des Immaterialgüter-
rechts im Filmbereich. 

Der zweite Teil der Dissertation beschäftigt sich mit den kul-
turellen Besonderheiten der Kinoindustrie sowie den daraus 
zu folgernden «Handlungsimperativen». Germann diagnos-
tiziert ein Disequilibrium zugunsten der ökonomischen Fak-
toren und zulasten der kulturellen Elemente, weshalb eine 
aktive Kulturvielfaltspolitik gerechtfertigt sei. Nach einer Be-
urteilung der bisherigen Bemühungen in der Schweiz und in 
der Europäischen Union folgen eingehende Ausführungen 

zum Kulturgüteraustausch im Rahmen des WTO-Rechts. Das 
GATT anerkannt grundsätzlich nicht-wirtschaftliche Recht-
fertigungen für Beschränkungen des zwischenstaatlichen 
Handels; ein besonderer Vorbehalt für eine nationale Quo-
tenregelung findet sich in Art. IV GATT. Die Praxis des 
(früheren) Streitschlichtungspanels hat im Zweifel aber eher 
die wirtschaftlichen Interessen höher gewichtet als die kul-
turellen Elemente (Fall Korea), selbst wenn sich durchaus 
auch ökonomische Vorteile für protektionistische Massnah-
men ergeben könnten (Aspekt der positiven Externalitäten 
durch Kulturleistungen). Im Rahmen der Verhandlungen 
zum Dienstleistungsabkommen (GATS) hat sich der (franko-
kanadische) Vorschlag für die ausdrückliche Verankerung ei-
ner «exception culturelle» nicht durchgesetzt, doch haben 
die Vertragsstaaten immerhin vereinbart, die Sondersituati-
on der kulturellen Leistungen dem Nachverhandlungspro-
zess zuzuführen, welcher indessen bisher noch zu keinen Re-
sultaten geführt hat. Anschliessend erläutert Germann die 
Entstehungsgeschichte sowie die Einzelheiten der UNESCO-
Konvention zum Schutz der kulturellen Vielfalt vom Okto-
ber 2005, die mit zwei Stimmenthaltungen (USA, Israel) von 
dem meisten Ländern angenommen, bisher aber noch nicht 
ratifiziert worden ist. Das Verhältnis zwischen dieser UN-
ESCO-Konvention (insbesondere deren Art. 20) und dem li-
beraleren WTO-Recht ist aber alles andere als klar und die 
konkrete Güterabwägung bleibt erst künftigen «Streitfällen» 
vorbehalten. 

Im dritten Teil von gut 50 Seiten entwickelt Germann neue 
rechtliche Ansätze im Kulturgüterbereich, welche zu einer 
grösseren Kohärenz in der Beurteilung von wirtschaftlichen 
und kulturellen Interessen führen sollen. Angesichts des 
Ungenügens der traditionellen Massnahmen zur Förderung 
der kulturellen Vielfalt basiert das Gedankengut der neuen 
Theorie auf dem Nichtdiskriminierungsgebot, das eine dia-
lektische Beziehung zwischen Kultur und Kommerz abde-
cken soll. Mit Blick auf die Anwendung des Wettbewerbs-
rechts postuliert Germann eine stärkere Beachtung der 
nicht-wirtschaftlichen Faktoren bis hin zum Gedanken des 
Abschlusses eines «contrat culturel» zwischen Staat dem 
privatwirtschaftlichen Sektor. Die theoretischen Ausfüh-
rungen werden anschliessend anhand einer Fallstudie (peri-
odische Zeitungen in Kanada) konkret erläutert. Die Überle-
gungen von Germann sind teilweise fast «revolutionär», 
insbesondere wenn (in der Originalsprache) von einer «pro-
tection des facteurs de création» oder vom Prinzip der «cul-
ture la plus favorisée» gesprochen wird sowie die kulturelle 
Diskriminierung ein gleiches Gewicht wie die wirtschaft-
liche Diskriminierung erhält, doch ändert diese Einschät-
zung nichts an der Tatsache, dass angesichts der Globalisie-
rung vieler Lebensbereiche auch markante Massnahmen zu 
treffen sind, um kulturelle Identitäten tatsächlich zu erhal-
ten. In jedem Fall ist die Dissertation von Germann eine 
sehr anregende und auch anspruchsvolle Lektüre, die zum 
Mitdenken auffordert. n
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